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Plenarveranstaltung "Bürgerrecht" vom 7. November 2013 

 Programm 

1. Begrüssung 

2. Erfahrungen auf kantonaler Ebene 

a. RPK 

b. RR 

c. Rückmeldungen zu Sprachprüfungen, Kurs und Prüfung 

staatsbürgerliche Grundkenntnisse (BWZ) 

3. Gesetzgebungen (aktueller Stand) 

a. Totalrevision BüG 

4. Neuerungen 

a. Protokollierungsvorschriften bei Einbürgerungsgesprächen 

5. administrative Informationen 

a. Dossier-Abgabe 2013/2014 

b. Verschiedenes 

c. Nächste Termine:  

i. Plenarveranstaltung: Fr, 12. September 2014 

ii. Informationsveranstaltungen: Di, 18. März 2014 

 Di, 9. September 2014 

6. Beantwortung der Fragen der Gemeinden 

 

 

(anschliessend gemeinsames Kaffee) 
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1. Begrüssung 

Die Departementsvorsteherin des Sicherheits- und Justizdepartements, Regierungsrätin Esther 
Gasser Pfulg, begrüsst die anwesenden Vertreter der kommunalen Einbürgerungsbehörden.  

 

2. Erfahrungen auf kantonaler Ebene 

Die Departementsvorsteherin sowie Walter Küchler, Mitglied der Rechtspflegekommission (RPK), 
geben Einblick in ihre Erfahrungen bei der Prüfung der Einbürgerungsdossiers vom Frühling 2013. 

Die Departementsvorsteherin führt aus, weshalb jährlich wieder Einbürgerungsgesuche vom Regie-
rungsrat nicht in der gleichen Einbürgerungssession an den Kantonsrat zur Entscheidung weiterge-
leitet, sondern erst an der darauffolgenden Session dem Kantonsrat vorgelegt werden. Für eine 
Rückstellung gibt es verschiedene Gründe: z.B. ist es möglich, dass eine Person mehrere negative 
Einträge hat und dies Anlass für weitere Abklärungen gibt. Auch kann es sein, dass nach der Ge-
meindeversammlung ein neuer (negativer) Vorfall bekannt wurde, welcher der Gemeinde zum Zeit-
punkt der Einbürgerung noch nicht bekannt war, dieser neue Vorfall muss sodann auf kantonaler 
Ebene genauer abgeklärt werden. Im Ergebnis geht es immer darum, dass für weitere Abklärungen 
mehr Zeit benötigt wird und die Gesuche deshalb später traktandiert werden müssen.  

Der Vertreter der RPK bedankt sich für die gute Dokumentation der Einbürgerungsdossier, diese 
haben sich in den vergangenen Jahren verbessert. Es sollte von den Gemeinden noch vermehrt 
darauf geachtet werden, dass die Einbürgerungsunterlagen nicht von den Kindern der Gesuchstel-
ler ausgefüllt werden.  

 

3. Gesetzgebungen (aktueller Stand) 

Die Ausführungen sind der im Anhang beigefügten Präsentation zu entnehmen.  

 

4. Neuerungen 

Die Ausführungen sind der im Anhang beigefügten Präsentation zu entnehmen.  

 

5. Administrative Informationen 

a. Dossier-Abgabe 2013/2014 

Der Zeitplan 2014 wird aufgezeigt. Die Dossiers der Gemeinde müssen bis spätestens 12. Dezem-
ber 2013 der Staatskanzlei zugestellt werden.  

b. Verschiedenes 

Im Gesuchsformular für die ordentliche Einbürgerung wurde die Beschreibung der verlangten An-
gaben zu Referenzpersonen ausführlicher beschrieben. Es ist darauf zu achten, dass pro Gesuch 
mindestens zwei Referenzpersonen aus dem Kanton Obwalden aufgeführt werden.  



3/3 

Nächste Termine 

Plenarveranstaltung:  Freitag, 12. September 2014 
Informationsveranstaltungen:  Dienstag, 18. März 2014, 9. September 2014 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass Roland Bösch künftig nicht mehr als Vertreter der Gemeinden an 
den Informationsveranstaltungen teilnehmen wird. Deshalb bittet das Amt für Justiz darum, dass 
sich eine Person der Gemeinde beim Amt melden wird um diese Aufgabe künftig zu übernehmen.  

 

6. Beantwortung der Fragen der Gemeinden  

Die Ausführungen sind der im Anhang beigefügten Präsentation zu entnehmen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anhang: 

- Präsentation BWZ 

- Statistik Sprachstandanalyse 

- Statistik Prüfung der staatsbürgerlichen Grundkenntnisse 

- Präsentation Totalrevision BüG 

- Präsentation Protokollierungsvorschriften bei Einbürgerungsgesprächen 

- Beantwortung der Fragen der Gemeinden 
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Sicherheits- und Justizdepartement

Plenarveranstaltung

7. November 2013

Protokollierungsvorschriften bei 

Einbürgerungsgesprächen

(BVR 2013, S. 408)

Sicherheits- und Justizdepartement

Sachverhalt

• Einzelgesuch eines Minderjährigen

• neutrale – positive Akte

• Anhörung durch die kommunale 

Einbürgerungskommission

• Ablehnung des Gesuches: 

– negativer Eindruck am Gespräch gemacht;

– keine Interesse am Staatsaufbau;

– keine Kenntnisse der R+Pfl. eines Bürgers;

– keine geographische Kenntnisse.

• Kommissionsprotokoll beinhaltete eine Zusammen-
fassung der Feststellungen aus dem Gespräch.

Sicherheits- und Justizdepartement

Erwägungen:

• Parteiauskunft (Sachverhalt; rechtliches Gehör)

• Festhalten des wesentlichen Gesprächablaufs:

– Nachvollziehbarkeit des Gespräches;

– Festhalten der wichtigsten Aussagen oder 
Feststellungen im Gespräch;

– Einhaltung der kindesgerechten Anhörung.

Wenn eine nicht zu beanstandende Akte vorhanden ist 
und aufgrund des abschliessenden Einbürgerungs-

gespräches das Gesuch abgelehnt werden soll, kommt 
der Protokollierung entscheidende Bedeutung zu. 

Sicherheits- und Justizdepartement

• Eine kindesgerecht Anhörung beinhaltet (gemäss 
dem Gericht): 

– positives Gesprächsklima;

– situationsgerechte Gesprächsleitung und 
Fragetechnik;

– eine das Kind nicht einschüchternde Umgebung.

Sicherheits- und Justizdepartement

• Kommissionsprotokoll konnte die neutral – positive 
Akten nicht wiederlegen, da der wesentliche 

Gesprächsverlauf nicht nachvollziehbar war.

• Bestehen von ungeklärten Widersprüchen.

• Entscheid stützte sich auf unzulänglichen 
Sachverhalt.

• Aufhebung des kommunalen Entscheids und 
Rückweisung zur Fortsetzung des Verfahrens.

Entscheid



07.11.2013

1

Sicherheits- und Justizdepartement

Plenarveranstaltung

7. November 2013

Totalrevision BüG

Bezeichnung des Anlasses / Datum

Referent

Bau- und 

Raumentwicklungsdepartement

Bisheriger Verlauf der Gesetzgebung:

• 4. März 2011: BüG-Entwurf des Bundesrates

• 19. Mai 2011: Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats hat 

beschlossen, auf die Totalrevision des Bürgerrechtsgesetzes nicht einzutreten. 

• 24. Februar 2012: Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats hat 

ein Rückkommen beschlossen und ist auf die Vorlage doch eingetreten.

• 13. Februar 2013: Der Nationalrat hat als Erstrat über das BüG beschlossen.

• 25. September 2013: Der Ständerat hat als Zweitrat über das BüG

beschlossen.

• Nach dem sich die Räte in zentralen Punkte nicht einig sind, beginnt das 

Differenzbereinigungsverfahren:

• 31. Oktober 2013: Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats hat seine 

Anträge zuhanden der Wintersession verabschiedet.

• Vom 25. November - 13. Dezember 2013 wird der Nationalrat u.a. über die 

Anträge der Staatspolitischen Kommission entscheiden.

• …

Bezeichnung des Anlasses / Datum

Referent

Bau- und 

Raumentwicklungsdepartement

Differenzen zwischen den Räten und 
welche Auswirkungen könnte die neue 

Gesetzgebung auf den Kanton 

Obwalden haben?
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7. November 2013
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Zusammenfassung
• Aufenthaltsstatus: Niederlassungsbewilligung

• Wohnsitzdauer:

– CH-Wohnsitzdauer von 8 oder 10 Jahren;

– OW-Wohnsitzdauer 3 – 5 Jahre;

– eventuell Zuständigkeit der Gemeinden/Kanton, auch wenn nach 

Gesuchseinreichung ein Wegzug erfolgt;

– eventuell entfällt „Jugendbonus“ oder wird auf 5. – 15. Lebensjahr 

verschoben;

• Integrations-Definition:

– Sprache: sich im Alltag in einer Landessprache gut verständigen mündlich 

und schriftlich oder nur mündlich;

– Teilnahme am Wirtschaftsleben/Bildung: Wille genügt nicht, sondern nur 

die effektive Teilnahme;

– Förderung und Unterstützung der Integration der Ehefrau und der Kinder.

– Kantone können weitere Integrationskriterien aufstellen!

• Verfahren: Bundesamt für Migration fällt quasi letzten massgebenden 

Einbürgerungsentscheid (nicht mehr der Kantonsrat).























07.11.2013

1

Bildungs- und Kulturdepartement BKD

Berufs- und Weiterbildungszentrum BWZ

Ablauf: 

1. Sprachstandanalyse

2. Staatsbürgerliche 

Kurse/Prüfung

Bildungs- und Kulturdepartement BKD

Berufs- und Weiterbildungszentrum BWZ

Sprachstandanalyse 2013 

2013: bis Okt’13: 28 TN 

2012: Feb. bis Dez‘12: 59 TN 

-> Rückgang / Erwartungen?

Lungern / Giswil gar keine 
Sprachstandanalyse im 2013

gelb markiert= Niederlassungsbewilligungen 

Bildungs- und Kulturdepartement BKD

Berufs- und Weiterbildungszentrum BWZ

Sprachstandanalyse 

Durchfallquote: 2012: 50%  / 2013: 35% 

-> Verbesserung: weniger A1-TN  

Bildungs- und Kulturdepartement BKD

Berufs- und Weiterbildungszentrum BWZ

Staatsbürgerliche Prüfung 

• Total 79 TN an Prüfung (ab Feb.13)

• Durchfallquote: 25% 

• Kinder und Jugendliche (ab Oberstufe) 

bestehen die Prüfung eher nicht  (Themen 
werden nur z.T. in der Volksschule behandelt: 
wie z.B. Schweizergeschichte)

• Politische Rechte/Pflichten werden in der 

Allgemeinbildung in der Lehre vermittelt 

Bildungs- und Kulturdepartement BKD

Berufs- und Weiterbildungszentrum BWZ

Vorbereitungskurs staatsbürgerliche 
Grundkenntnisse

• 2 Kurse mit 16 Personen durchgeführt

• Wissen zur Gemeinde  im Kurs -> Kopien

Bildungs- und Kulturdepartement BKD

Berufs- und Weiterbildungszentrum BWZ
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Plenarveranstaltung "Bürgerrecht" vom 7. November 2013 

Fragen der Gemeinden 

1. Gleichbehandlung der Gesuchsteller (Lungern):  

o Wie wird mit wohlhabenden Steuerzahlern im Rahmen der 
Einbürgerung verfahren?  

� Art. 8 Bundesverfassung 
1 Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.  
2 Niemand darf diskriminiert werden, namentlich nicht wegen der 
Herkunft, der Rasse, des Geschlechts, des Alters, der Sprache, 
der sozialen Stellung, der Lebensform, der religiösen, weltan-
schaulichen oder politischen Überzeugung oder wegen einer  kör-
perlichen, geistigen oder psychischen Behinderung.  

2. Staatsbürgerliche Grundkenntnisse (Sachseln):  

o Merkblätter zum Gemeindewissen sollen den Gemeinden 
zur Verfügung gestellt werden.  

o Informationen über die Resultate und den Lernstoff 

� Die gewünschten Informationen wurden bereits vom BWZ abgege-
ben. Die Gemeinde Sachseln bedankt sich für die Akten.  

3. Einbürgerung von Personen mit Schweizer Bürgerrecht 
(Kerns):  

o Die Höhe der Gebühren für die Zusicherung des Kantons- 
und Gemeindebürgerrechts ist abschreckend. Ist dies im 
Sinne von Gemeinden und Kanton? Wie sind die Gebühren 
im Vergleich zu denjenigen im Kanton Nidwalden?  
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� Der Vergleich zwischen den beiden Kantonen wird aufgezeigt. Die 
Gebühren sind grundsätzlich kostendeckend.  

Kanton Obwalden 
 
 Gemeinde Kanton Total 
Einzelperson 500.– 700.– 1‘200.– 
Ehepaar 700.– 1‘100.– 1‘800.– 
Kind (im Gesuch 
einbezogen) 

100.– 200.– 300.– 

Unmündige, Schü-
ler, Studenten 

300.– 600.– 900.– 

 
Zuzüglich Führungsbericht 500.– bis 1‘000.– (pro Bericht) 
 
 
Kanton Nidwalden 
 
 Gemeinde Kanton Total 
Einzelperson 500.– bis 700.– 240.– 740.– bis 940.– 
Ehepaar 840.– bis 1‘040.– 360.– 1‘200.– bis 1‘400.–
Kind (im Gesuch 
einbezogen) 

80.– bis 180.– 60.– 140.– bis 240.– 

 

 


